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Die Verfassung
Weiher-stattfür das Welle

Erscheint jeden Montag frülk.c

Preis vierteljährlichbei allen Preuß. Postanstalten 472 Sgr., bei den außerpreußischeuPpstanstakken
73x4 Sgr., in Berlin bei a n ZeitungssSpediteuren incl. Botenlohn 6 Sgr., in der Expedition, Taubenstr. 27, 41X2 Sgk, Jusmte

»

die Zeile 2 Sgr.

Mit dem 1. Oktober 1866 hat für unser Blatt ein neues Abonnement begonnen. Unser
Blatt wird nach wie vor in volksthümlicher und leicht·faßlicher Weisealle unser Verfassungsleben
berührenden Fragen im Sinne der entschieden liberalen Partei besprechen, und hoffen wir

daß die Leser des Blattes demselben auch fernerhin-treu bleiben und es in seinem Kampfe für
Wahrheit und Recht unterstützenwerden. « »

Jn der Versendung tritt insofern eine Aenderung ein, daß das Blatt vom 1. Oktober
an am Sonntag Nachmittag versandt und in Berlin am Montag früh ausgegeben wird, und
werden die neuesten Nachrichten, welche Sonntags eingehen, in dem Blatte Aufnahme
finden. Da der Preis unverändert bleibt, so wird unser Blatt fortan die billigsteMontagszeitung
sein, und dürfte sich besonders Denen empfehlen, welche eine nur sechs Mal wöchentlicherschei-
nende Zeitung halten.

Wir bitten, die Abonnements möglichståsrechtzeitigbei den Postanstalten anzumelden, da
sonst die vollständige Nachlieferung der erschienenen Exemplare nicht versprochen werden kann.

DerpierteljahrlicheAbonnementspreisbeträgtbei allen preußischen Postanstalten 472 Sgr.,
bei den übrigen deutschen Postanstalten We S r.; in Berlin in der Expedition, Taubenstraße27.

472 Sgr.,beisammtlichenZeitungsspediteuren Sgr. Einzelne Nummern6 Pf. Jnserate, welche
bei der großen Auflage des Blattes im ganzen Lande Verbreitung finden, die gespaltene
Petitzeile 2 Sgr.; bei öfterer Wiederholung wird ein angemessener Rabatt bewilligt.

Was zu einer dauernden Versöhnunggehört.
Es geschiehtja iin Leben wohl einmal, daßman

sich mit einem alten Freunde erzürntund in langem
und bitterem Hader mit ihm lebt. Dann aber kommt
wieder eine gute Stunde, oder es tritt auch irgend ein

schweresEreignißein, wo beide mehr der alten Freund-
schaft,als des jungen Streites sich erinnern. Da treten

sie an einander heran und helfen sich brüderlichen
Sinnes aus der Noth, und darnachreichen sie sich die

Handeund sprechen fortan nichtmehr·von den bösen
Dingenedie zwischenihnen vorgefallensind. Mag man

auchnicht immer vergessen,was geschehenist, man

würde sich dochvor sich selberschämen,wenn man dem

wiedergewonnenenFreunde jemals vorwerfenwollte, was
er einst, nach unserer, Meinung, gegen uns verschuldet
hatte· Wehe aber dem, der den neugeschlossenenBund
zum zweiten Male bricht!

» Aehnlich,wenn auch nicht ganz gleich,verhältes sich
mit dem schwerenStreite, der vier ganze Jahre lang
thschen dem preußischenVolke und seiner Regierung
gekochtenIst- Auch dieserStreit ist in seinemHaupt-

punkte endlich beigelegtworden. Volk und Regierung
haben mit vereinigterKraft und in gegenseitigerTreue
den harten Krieg gegen Oesterreich und seine Bundes-
genossendurchdie raschestenund glänzendstenSiege beendigt.

Nach diesem Siege hat der König dann selbst die

Hand zu dauernder Versöhnunggeboten. Unsere Abge-
ordneten haben der Regierung auf sein Begchr Ver-

gessenheitfür ihre bisherige, der Verfassung nicht ent-

sprechendeVerwaltung der Staatsgelder zu Theil werden

lassen, und der König seinerseits hat alle diejeni en

Staatsbürgerbegnadigt, die wegen ihres Widerstan es

oder ihrer Auflanunggegen die Staatsgewalt von den

Gerichtenverurt eilt waren.
»

Die Regierung hat ferner sich verpflichtet,von nun

an über das Staatsvermögen immer nur in der ver-

fassungsmäßignothweiidigenUebereinstimiiiungmit der

Volksvertretungzu verfügen. Endlich hat»dasAbgeord-
netenhaus seineZustimmungzu der auswartigenPolitik
der Regierung erklärt Ja, in der Voraussetzung, daß
dieselbe auch ferner zum Heile Preußens und des deut-

schen Vaterlandes werde geführtwerden«haben Unfch
Vertreter der Regierung für die bisherigen nnd fur



künftigeKriegszweckeeine größereSumme zur Verfügung
gestellt, als je zuvor einer Regierung bewilligtworden

ist, nämlich die außerordentlicheSumme von nicht
weniger als sechszig Millionen Thalern.

Wir erwarten nun, daß den Zusagen der Regierung
und den Bestimmungen der Verfassunggemäß die

Staatseinnahmen und Staatsausgaben für das Jahr
1867, und ebenso für jedes folgendeJahr schon vor

dem Beginne desselben festgestelltund in dem durch
Artikel 99 der VerfassungvorgeschriebenenStaatshaus-
haltsgesetzeveröffentttcptsein werden. Wird diese Er-

wartung wirklich erfüllt, so wird auch niemals wieder

Veranlassung sein, der Regierung ihr bisheriges Verfah-
ren in dieser Beziehungvorzuhalten.

Aber als bedachtsameMänner müssenwir dochdie

sehr ernsteFrage aufwerfen, ob mit der Beendigung des

Budgetstreites — wir hoffen ja, daß er wirklich
beendigt sei — ob mit der endlich gefichertenAus-

führungdes Art. 99. nun schonAlles gethan ist. Oder

genügtes etwa schon für das Glück, für den inneren

Frieden, für die Wohlfahrt des Landes, wenn die Re-

gierung von nun an« über all’ das Geld, das wir an

die Staatskassen bezahlen müssen, nur so vei·fügt,wie

es von unsern Vertretern gut geheißenwird? Können

verständigeMänner schon dann mit der Regierung des

Landes vollständigzufrieden sein, wenn dieselbe nur

nach außen hin klug und kräftighandelt, nnd wenn

sie im Innern nur eine gute, der Verfassung und den

GesetzenentsprechendeGeldwirthschaft führt?
Gewiß genügt das bei Weitem noch nicht. .Es

genügtauch nicht, wenn dazu noch die andere, ebenfalls
unerläßlicheForderung erfüllt wird, nämlichdaß jetzt
endlich alle anderen Artikel der Verfassungihrem vollen

Wortlaute nach zur Ausführung kommen. Denn
wie ein einzelner Mensch noch lange kein guter
Mensch ist, wenn er nichts unterläßt, was der

Buchstabe des Gesetzes ihm befiehlt, und Nichts
thut, was derselbe ihm verbietet: so ist· auch die

Regierung noch lange keine gute, die keinen nach-
weislichen Bruch der Verfassung und des Gesetzes sich
zu schulden kommen läßt. Gut ist sie nur, wenn sie
die wahren Bedürfnisseeines gebildetenund gefitteten
Volkes versteht,und wenn sie den ehrlichenWillen und
die Kraft besitzt,nmdiesen Bedürfnissengerechtzu werden.

Gerade in dieser Beziehung haben wir gar Vieles
von der gegenwärtigenRegierung zu fordern. Es wäre

unmöglich,Alles auf einmal aufzuzählen.Wir such
daher nur, daß die Regierungbis jetzt erst einen guten
Anfang gemacht hat. Aber sie muß auch nicht bei

diesem Anfange stehen bleiben, denn sonst hörtderselbe
auf, ein guter Anfang, ja, überhauptein Anfang zu
sein. Wenn diesem Anfang eine dauernde Ver-

söhnungmit demLande folgen soll, fo scheintuns vor

allem nothwendig,daß in drei Zweigen der Verwaltung
ein vollständigneuer Weg betreten wird. Es sind die

Ministerien der Justiz, des Innern und der Geist-
lichen- und Unterrichts-Angelegenheiten.

Von der Justiz verlangen wir, daßsie die Gesetze

auslegt in Uebereinstimmungmit dem Rechtsbewu tein
des Volkes, und daß sie uns Rechtssicherheitgegährt
gegen Jedermann. Das erste kann nur ausgeführt
werdendurch eine weitereAusdehnungder Geschivorenen-
gerichte,die Rechtssicherheitgegen Jedermann aber ist
nicht möglich,so lange es einen Gerichtshoffür Kompe-
tenzkonfliktegiebt, und so lange die Staatsanwalt-e
allein das Recht haben, wegen Verbrechenund Vergehen
eine Anklagezu erheben,mögendieselbenvon Beamten
oder Nichtbeamtenbegangen sein.

Von dem Minister des Jnnern verlangen wir, daß
er»endlichein Endemache mit den unzähligenNichtbe-
statigungenund überhauptmit der ganzen Behandlung
der Städteordnung,wie sie in den letztenJahren in

Uebung gekommen ist. Wir verlangen, daß er die

nöthigenGesetze vorschlage, damit endlich die guts-
herrliche und rentmeisterliche Polizei in unseren
östlichenProvinzen aufhöre, und damit durch
eine gute und gerechte Kreis- und Gemeindeord-
Uung endlich der Bauer zu seinem Rechte
komme. —- Der Bauernstand hat so eben die Lasten
des Krieges doppelt und dreifach so schwer getragen
wie jeder andere Stand. Es ist daher gewiß nicht zu
billigen, wenn der Bauersmann noch immer viel ge-
ringer angesehen wird, als die Leute aus anderen

Ständen, und wenn er noch immer ein halber Unter-

than des Rittergutsbesitzersbleiben foll.
Die Verwaltung der geistlichen und Unterrichts-

Angelegenheiten endlich soll eine solche sein, daß die

Schule frei ist von der Kirche, und daß die Kirche frei
ist vom Staat. Wo man die Religion nnd die Er-

iehnng derJugend heilighält,da läßtman die Kirchefrei,und sucht die Jugend des Landes zu selbstdenkens
den und selbstständigenMenschen zu erziehen, zu
Menschen, die ihrer Würde, die der Ebenbildlichkeit
Gottes sich bewußt find. Wer das im vollen Ernste
will, der läßt auch jetzt seinen Kindern einen besseren
Unterricht ertheilen, als mit den ärmlichenMitteln der

Volksschule und von disziplinirbaren Regulativschul-
meistern ertheilt werden kann.

Der Staat kann einer tüchtigenund gewissenhaft
beobachtetenVerfassungin keiner Weise entbehren.
Aber sie ist ein hinfälligerLeib, wenn sie nicht von

einer starkenund gesunden Seele belebt wird. Diese
Seele empfängtsie unfehlbar, wenn unter ihrem Schutze
eine»gute Rechtsflege,eine freie Selbstverwaltung von

Kreis-HundGemeinde und ein fruchtbringender Unter-

richt m» der Schule, insbesondere in den Vollsschulen
emporbluhen. Wir führen keinen Kampf gegen die

Personen derjenigenMinister, die den genanntenZwet-
gen der Staatsverwaltung vorstehell,aber wir wünschen
daß«inihren Verwaltungsgebietendie von uns ge-
wünschtenWege, welche allein zum Ziele führen,
eingeschlagenwerden. Wollen oder können sie das aber

nicht, nun, so mögensie wenigstens einsehen, daß sie
nicht längerMitglieder einer Regierung bleiben können,
die eine dauernde und nicht eine bloß vorüber-
gehendeVersöhnungmit dem Volke gesuchthat.



Politische Wochenschau.

Preußen. Seitdem der Landtag vertagt ist und die
Mehrzahl der Minister Erholungsreisenfangetretenhaben-,ist
ein geivisserStillstand in der Politik eingetreten,wenigstens
in der äußern Politik, welche doch im Flugenblkckdie offenk-
liche Aufmerksamkeit am meisten in Anspruch nimmt. Hier-
zu trägt auch wohl die Krankheit »desGrafen Bismarck viel

bei, da derselbe dochdie einzelneinFadenalle in·derHand hat,
Und ein anderer dieselben nicht to letcht entwirren kann·wie
er. Wie es heißt,ist sein Zustand derart,daß er noch einige

Wochen lang in voller Ruhe und Zuruckgezogenheitleben muß.

Das Q·lrinexioiisgese»tzist jetzt in- Hannover, Kassel,
Frankfurt iiiid Nassau verkundet tvorden;«inHannover ist am

6. d. M. noch ein besonderes Besitzergreifungspatenterlassen
worden. Dasselbe ist von folgender königlichen Prokla-
mation begleitet:

Durch das Patent, welchesichheute vollzogenhabezvereinige
Jch Euch,Einwohner der hannoverschenLande, »mitMeinen

Unterthanen, Euren Nachbarnund DeutschenBrudernDurch
die Entscheidung des Krieges und durch die Neugestaltuiig
des gemeinsamenDeutschen Vaterlandesnunmehr von einem
Fürsteiil).i.usegetrennt, dem Jhr mit treuer Ergebenheit an-

gehangen, tretetJhr jetzt in den Verbanddes Nachbarlandes,
dessenBevölkerungEuch durch Stainmesgemeinschait,durch
Sprache und Sitte verwandt,uiid durch Gemeinsamkeitder

Jnt ressen befreuiidet ist. —- «WennJhr Euch Ulcptohne
Schmerz von früheren, Euch lieb gewordenenVerhaltnissen
losfagt, so ehre Jch diesen Schmerz und wurdige denselben
als eine Biirgschaft, daß Jhr und Eure Kinder auch Mir

und Meinem Hause mit Treue angehörenweidet. Jhr wer-

det die Nothivendigkeitdes Geschehenenerkennen. Denn

sollen die Früchte des schwerenKampfes und der blutigen
Siege für Deutschlandnicht verloren sein,so gebietet es eben

fo die Pflicht der Selbsterhaltung, als die Sorge für die
Förderun der nationalen Interessen, Hannover mit

PreußenFestund dauernd zu vereinigen, und
—- wie schon

Mein in Gott ruhender Herr Vater es ausgesprochen — nur

Deutschlandhat gewonnen, was Preußenerworben. — Dieses
werdet Jhr mit Einst erwägenund so vertraueJch Eurem

Deutschen und redlichen Sinne, daß Ihr Mir Eure Treue

eben so aufrichtiggelobenwerdet, wie Jch zu Meinem Volke

Euch aufnehme — EurenGewerben, Eurem Handelund
Eurer Schifffahrt eröffnen sich durch die Vereinigung mit
Meinen Staaten reichere Quellen. Meine Vorsorge wird

Eurem Fleiße wirksam entgegen kommen. — Eine gleiche
Vertheilung der Staatslasten, eine zweckgemäßeenergische
Verwaltung, sorgsam erwogene Gesche, eine gerechteund

pünktlicheJustizpflege, kurz alle die GarantienwelchePreußen
zu dein gemacht,Als Was Es sich lebt»M harter Probe be-

währt hat, werden Euch fortan·gemeinsa1lneGüter sein««-
Eure kriege-tüchtigeJugend wird sich ihren Brüdern m

Meinen andern Staaten zum Schutzedes Paterlandes tkelu
anschließen,und mit Freude wird die PreußischeArmee die

kapfem Hans-overaner empfangen- denen in den Jahr-
büchernDeutschen Ruhmes nunmehr ein neues größeres
Blatt eröffnet ist. — Die Diener der Kirchen werden auch
fernerhin die Bewahrer des väterlichenGlaubenssein. —-

Euren Lehranstalten, den vieljährigenPflegerinnenDeutscher
Kunst und Wissenschaft, werde Jch Meine besondere Auf-

merksamkeit widmen, und wenn ver PreußischeThron, sjelänger desto mehr, als der Hort der Freiheit und Seite-t-
ständigkeitdes Deutschen Vaterlandes erkannt und gewürdigt
wird, dann wird auch Euer Name unter denen seiner besten
Söhne verzeichnetwerden, dann werdet auchJhr den Augen-

blick segnen, der Euch mit einem größerenVaterlande ver-

einigt hat. Das walte Gott! Wilhelm.
Es ist ganz natürlich,daß im Anfang noch vielerlei Miß-

behagen in den neuerworbenen Ländern empfunden werden

wird, da es Niemanden so leicht wird, sich schnell in ganz
neue Zustände hineinzusinden,aber es steht zu hoffen, daß
das Gefühl, einem großen und mächtigenStaate anzuge-
hören, dazu beitragen wird, das Neue niit unbefangenen
Augen anzusehen und vornrtheilsfrei zu prüfen. Eine der
Hauptschwiirigkeiteii dürfte vie Einführung der preußischen
Wehrvetfessung bieten, indem die allgemeine Wehr-
pflicht neben ihrer hohensittlichenBedeutung doch für den

Einzelnen eine sehr großeUnbequemlichkeitmit sich bringt,
von der er sich bis jetzt in jenen Ländern befreien konnte, —-

wenn er reich war.
«

Der Kurfürst von Hefsen-Kassel und der Her-zog
von Nassau haben sich bekanntlich mit Anstand in ihr
Schicksal gefunden und ihrer Unterthanen des ihnen geleiste-
ten Eides entbunden. Anders der König Georg von

Hannoven Derselbe hat mit"·einer großen Feierlichkeit
Protest erhoben gegen die Einverleibung seines Landes in
Preußen Wird ihm dieser Protest etwas helfen? Wir
glauben nicht, denn er hat es als König nicht verstanden sich
die Liebe seines Volkes in dem Maße zu erwerben, daß das-
selbe jtzt aufstehen und ihn mit den Waffen in der Hand
zurückholenwird, und die übrigeneuropäischenMächtezeian
gar keine Luft, zur Wiederherstellungder Welsen-Dynastie
einen Krieg anzufangen.

«

Jn Hannover hat eine Versammlungder liberalen Ab-
geordneten uiid der Gemeindevorsteherstattgefunden, welche
eine Erklärungbeschlossenhat, in der die Erwartung aus-

gesprochenwird, daß die preußischeRegierung sorgsam die

besonderenVerhältnissennd Eigenthümlichkeitendes Landes
beachten und schonendden Uebergangvermitteln werde. Die
Hannoveraiier, heißt es in dem Schriftstücke,haben ihre Ge-
setz ebung in Betreff der Lan deskultur durch eine längere
Er ahrung lieb gewonnen und wünschen,daß dieselbe, sowie
das Ablösungswesen, die Städteordnung, die Land-
gemeindeordnung, die bäuerlichen Rechtsverhält-
nis se vorerst eine provinzielleFortbildungerhalten. Zu diesem
Behufe wird ein Bestehenbleiben der Provinz Hannover als
solcher gewünscht. Schließlichwird dei: Wunsch geäußert,
daß neben den mitwirkenden Regierungsorganen der Rath
einer Anzahl von Vertrauensmännetn des Volkes ge-
hört und beachtet werde.

Der politischenAmnestie, welche der König am 20. Sep-
tember erlassen hat, ist jetzt unter dem 2. d. M. folgender
Gnaden-Erlaß für nichipolitischeVergehengefolgt:
Veranlaßt durch die Beendigung des glorreichenKrie-·

g«s- Will Ich hiermit denjenigenPersonen, welche von den

Civil-Gerichten wegen eines vor dem Eintritte oder der

Wiedereinziehiingin den activen DienstverübtenVergehens
oder einer Uebertretung zu einer Freiheitsstrafe im höchsten
Maße von sechs Monaten, oder zu einer Geldstrafe im

höchstenBetrage von Einhundert-Thalern,jedochohne
gleichzeitigeChrenstrafen rechtskkaftigverurtheilt sind, in-

sofern sie währenddes Kriegesbei den mobilen Truppen
gedient haben, resp. noch dienenund ein statutenmäßiges
Anrecht auf das durch Meine Verordnungvoin 20. Sep-
tember dieses Jahres gestiftete Eriniierungskreu für den

Feldng 1866 haben, die erkannten Strafen, siemögen
einzeln vdek zUsCIIUMMverhängtsein, soweitsie noch nicht
vollstreckt sind, in Gnaden erlassen und die ihnen aufer-
legten und noch nicht eingezogenen Untersuchungskosten
niederschlagetL



Jn AnlsehungderjenigenPersonen der bezeichnetenKa-
te orie, we che sich etwa noch egenwärtigin Untersuchungbegsindenund in derselbenWeitfeverurcheiltwerden möch-
ten, geheichnach eingetretenerRechtskrat den in den einzel-
nen ällen ergehendenEntscheidungenJhren, des Justiz-
Ministers, Anträgenentgegen. Sie, der Justiz-Minister,
haben diesen Meinen Befehl schleunigstbekannt machen
zu lassen und für dessenAusführungSorge zu tragen-

Wilhelm.
Die seit Beendigungdes Krieges von Zeit zu Zeit auf-

tauchenden Geruchte von einem Wechsel in den Ministe-
rien des Innern und der

Justizsind indem Laufe
der letzten Woche in verstärkteniMa e aufgetreten, und at
man sogar schon den Präsidenten des AbgeordnetenhauPeA
Herrn v. Forkenbeck als künftigenJustizmlnisterbezeichnet.
Von gut unterrichteterSeite wird allen solchenNachrichten

Mogandas Entschiedeiistewidersårochemie Verhandlungen mit achsen nehmen keinen

rechten Fortgang; der König Johann weigert sich sehr ent-

schieden auf die preußischenForderungen einzugehen, und

dochmuß er sichselbft sa en, daß Preußen von diesen For-
derungen (BesetzungSachsensmit preußischenTruppen, wäh-
rend die sächsischeArmee der preußischeneinverleibt wird)
nicht abgehen kann und nicht abgehen wird. Es scheint,daß
er noch immer auf ein gan unvorhergefehenesEreigniß,z. B.

auf einen Krieg zwischenPreußenund Frankreich,oder wohl
gar auf die plötzlicheErstarkunåOesterreichsrechnet. Viel-

leicht passirt es ihm, daß sein iderftand ihn schließlichdoch
nochSzumKollegen des Königs von Hannover macht.

taaten des norddeutschen Bundes. Die Landtage
in Mecklenburg haben das Wahlgesetz zum Reichstag des

norddeutschen Bundes an enomuien. Sie haben nur eine

Aenderung vorgenommen, indem nämlich in Mecklenburg ver-

büßte Zuchthausstrafen (also auch wegen politischerVergehen)
von der Wahlfähigkeitausschließensollen. Das hat weiter
keinen Zweck, als die Wahl des ehemaligenPräsidentender

mecklenburgischenVolksvertretung, welche während der besei-
ti ten liberalen Verfassung tagte, des wackern M o ritz
Aligers, unmö lich zu machen.

nyern. Die bayerischeRegierung hat sich u einem

engen Bündniß mit Preußen entschlossen,welches hoffentlich
der Anfang sein wird zu einem Bündniß nach Art des jetzi-

en norddeutschenBündnisses,welchesganz Deutschland um-

fchließenwird. -

Jii Bayern tragen die Soldaten außer Dienst nur an

den Sonn· undFeiertagen Säbel; es i nun jetzt, nachdem
verschiedentlicheExcessevorgekommensin , verordnet worden,
daß denjenigenSoldaten, welche mit ezo enem Säbel an

ExcessenAntheil »nehmen,selbst wenn keine ! erwundung vor-

kommt, die Erlaubniß zum Tragen des Säbels auf unbe-

stimmte Zeit entzogen wird· Jst der einzelne Soldat nicht
zu ermitteln, so trifft diese Strafe die ganze Kompagnie.

Oesterrrich. Oesterreich hat jetzt endlich mit Jtalien
Frieden .geschlossen,doch hat es dabei seine Geldforderung
ganz bedeutend ermäßigenmüssen.

Jn Betrefs der ferneren Gestaltung der Dinge in Oesters
reich scheint»noch immer eine sehr große Raihlosigkeit zu
herrschen; eer Zeit lang hat man sogar ernstlich daran ge-
dacht, den Herrn v. Beust um Minister der auswärtigen
Angelegeneiten zu machen. amit hätte man natürlichnur

den Beweis geliefert,wkeweni man an eine ernstlicheund
dauernde Versöhnungmit Preußendenkt.

, Die-Ungarn treten immerungestümermit ihren Forde-
rungen hervor, dochzeigt die Regierungin Wien noch keine

Neigung, dieselbenzu erfüllen-

Frankreich. Der Kaiser Napoleon ist seit län erer

Zeit sehr leidend, und obgleich seiner Krankheit of ziell
jede Bedeutung ab esprochen wird, so ist man doch
im allgemeinen der nsicht, daß seine Gesundheit ernstlich
untergraben sei. Daraus würde sich auch die zur Schau ge-

tragene Friedensliebe des Kaisers erklären.
Jn den letzten Wochen haben Ueberschwemmungen

in Frankreich ernstlicheVerwüstungenangerichtet; man schätzt
den Schaden auf viele Millionen Franks.

Italien. In Palermo haben sehr bedeutende Unruhen
stattgefunden, welche erst nach Einnahme der Stadt durch
die königlichenTruppen unterdrückt werden «koniitcn.Sie

scheinen durch eine Vereinigung der le itimistischenPartei
mit den rothen Republikanern hervorgeru en zu sein. · »

England. Die Königin hat aus Anlaß der glucklich
vollendeten Kabellegung dem Direktor der TelegraphensKons
struktionssGesellschaft,Mr. Gooch, sowie dem Vizepräsidens
ten der ursprünlichen AtlanticiTelegraph-Company, Mr.

Simpson, die aronswürde und den Herren»A.Glaß,
S. Canning, Professor Thomson und Kapitan Ander-

son die Ritterwürde verliehen.

Neueste Nachrichten.
Wie uns niitgetheilt wird, soll die Unterzeichnung

des Friedens mit Sachsen nahe bevorstehen. ·

Privatnachrichtenaus P aris schilderndenG esund h eitss

zustand Napoleons als sehr bedenklich.
'

Altona, 6. Oktober. Nach den »Alt.Nachr.«sollganz

Schleswig über das Schicksal Nordschlesivigs abstinimen.
Wien, 5. Oktober Abends. Der Abgeordnetentag beschloß

die Berufun einer großen,aus Mitgliedern der verschiedenen
Parteien bestehendenVersammlung. — Bei Augfigsoll eine

preußischePatrouille die Grenze überschritten ha en.

Bucharest, 5. Oktober. Der Minister Stirbey ist aus

Konstantinopelwieder hier eingetroffen.Die Unterhandlun-
en mit der Pforte dauern fort. Die Schwierigkeiten liegen

gier,denn der Fürst verlangt bedingungsldseAnerkennung.
Wien, 7. Oktober, Morgens. Die anlaßlichdes Krieges

eingeführteVisirung der Pässe ist aufgehoben. »- Graf
Wimpffen ist zum österreichischenGesandten in Berlin
ernannt worden.

· »

Brüfsel, 7. Oktober Vorm. Die KaiserinCharlotte
Der Graf von Flandern istsoll an Geistesstörungleiden.

von Miramare nach Rom abgereist. »

Eine Hauptschlachtin
Der Kommandant der egyptischen

Konstantinopel, 6. Oktober.
Kandia wird erwartet.

Truppen ist abberufen General Grivas soll gefallen sein.
Eine französischePanzersregatte ist vor Kandia eingetroffen
3000 Mann türkischerTruppen, aus Varna herbeorderr,
wurden nach Thessalien eingeschifft.

Ein kleiner Preßprozesi.
Am 14. August d. J. erhielt der Redakteur und Heraus-

geber dieses Blattes folgende Zuschriftt
Der Dr. phil. Gustav Lewin tein »u.»s.»shat nach·der»A:33

zeige des Druckschriften-Büreaus es koniglichen·Polizer-Prasidii
unterlassen, das am 5. Juli c. eingereichte Pflichtexemplarder

Nr. 27 des von ihm redigirten Wochenblattes»die Verfassung«
vom 7. Juli c. mit seiner Namens-Unterschriftzu versehen.

Beweis: das beiliegende Pflicht-Exemplar im Originale.
Zeugniß des Lektor Sack.

,

Es wird angetra en, denselben nach den §·§ o und 39 des

Gesetzes über die Preisevom 12. Mai 1851 mit 1 Thlr. event.

I Ta Gefängniß zu bestrafen-
Berlimden 24. Juli 1866.

«

Der Polizei-Anwalt
gez. Herrmaiin

Hieer eine Beilage.



Beilagezu Nr. 40. der »Verfassung«vom 8. Oktober. 1866.

Strafverfüguiig.
dn n

·

der vorstehenden Anklae haben Sie sich der in er el-

benhezckichnetenUebertretung schquldiggemacht. Auf Grund lJer
oben angeführtenBestimmungen wird deshalb eine Geldstrafe

von 1 Thlr. — Sgr.
gegen Sie festgef.,welcheSie nebst denKost. von —-

» »

Summa l Thlr. 5 Sgr.
binnen 10 Tagen bei Vermeidung der Exekution an die Sahter-

Kaise des königlichenStadtgerichts, JüdenstraßeNr. 59. unter

Vorzeigung dieses Mandats zu zahlen haben. Jin Falle J»hres
Unuerniögensftritt

an die Stelle der Geldstrafe eine eintagige
He än niß tra e.

»
( fSiziliensSie sich durch diese Strafverfugungbeschwert finden,
so haben Sie innerhalb einer»zehntagigenFristovondein Tage
nachder Zuftellnng dieser Vertilgungangerechnet,Ehren Einspruch
dagegen bei dem unterzeichnetemGerichte,im Geschaftslokal,
Molkeninarkt Nr. Iz. parterre, schriftlich oder zu Protokoll an U-

inelden und zugleich die zu Ihrer Vertheidigung dienenden e-

ioeismittel anzuzeigen. Geht in dieser Frist ein Enspruch nicht
ein, so erlangt die Strafverfiigung Rechtskraft und wird gegen«
Sie vollstlrecktrdverdfeinAst 1866Ber in, en ). u u .

KönigiicheFStadtgckiHhtzAbtheicung für Untersuchungs-
Sachcn, Kommission l. für Uebertretungen.

Der Redakteur erhob gegen diese StrafversügungEin-

spruch, und kam die Sache am 4»Okt. zur Ver-

handlung vor dein Einzeliict)ter. Die Vertheidigungbean-

tragte die Freisprechungaus dein Grunde, weil in § 5 des
Preis-gesetzesnur davon die Rede sei, daß der Verleger
von jeder Nummer, jedem Hefte oder Stücke einer Zeitung
oder einer in monatlichen oder kürzerenFristen erscheinenden
Zeitschrift, welche im Jnlande herauskommen, sobald die

Ausiheilnng oder »Versen·dun»gbeginnt, ein«mit seiner
Unterschrift,bei kauiionspflicbtigenZeitungen mit der Unter-

schrift res verantwortlichenRedakteurs versehenesExemplar
geg n eine ihm zu ertheilendeBescheinigungbei der Ortspo-
lizeibehördehinterlegen·MUsse-Unddaß also, wenn in § 39

von einer Geldbuße dle »Nedesei, die den Herausgeber
treffe, wenn er din Bestimmungen des § 5 nwider.handle,
damit offenbar nur der Verlegergemeint sei,Dies geht
auch-aus den Verhandlungen Ubek das Preßgesetzhervor.
Ursprunglich hat in § 5 auch Herausgeber gestanden; dieses
Wort ist jedoch durch Verlege- erletzl worden, weil man

nickt disn Herausgeber für eine Uebertretungverantwortlich
machen wollte. welche der Natur 'der Sache nach mir der

Verleg-r begehenkann, denn der
Hexauegzeberhat mit

der Ausgabe und Versendung ,eerö» lattes nichts

zu thun und er kann daheraueb nicht wissen,vb der Ver-

leger diese vor oder nach-Einreichungdes Pflicht-Exemplars
eintreten läßt. Später ist dann»in§ 39 aus Versehen dafs
Wort »Herausgeber«stehen geblieben.Sowohl der Polizei-
Anwalt wie auch der Richter schlossensichdleler AUHsÜhkUUg
vollständig an und erkannten auf Flelspk«t’chung.Die-

selbe hätte außerdem,wie nach erfolgter Freispiechungnach-
gewiesen wurde, auch aus dein Grunde erfolgen müssen,.
weil eine amtliche Bescheinigungdes DruckschristewBureaus
vorlag, nach welcher rechtzeitig ein mit der Unter-

schrift des Dr. Lewinstein versehenes Exemplar
eingereicht worden welk.

Wenn bei diesem Prozeß nicht das Prinzip der Inter-
pretation des § 39 des Preßgesetzesfestgestelltworden wäre,
so könnte man den ganzen Prozeßfür zu unbedeutend halten,
um ihn überhauptzu erwähnen,aber wir hätten es doch

gethan, Um auf eine Eigenthümlichkeit der polizei-
lichen Strafverfü ungen hinzuweisen,welche uns nicht
geeignet scheint, das echtsbewußtseinim Volke zu stärken.

Es ist ein alter deutscherSpruch, der seineGeltung vor
allem bei den Gerichten haben soll:

«

,,Eines Mannes Rede ist keine Rede,
Man soll sie hörenalle Beede.«

Wie entsprichtdem nun derPolizeisRichter. Er erhält
die Anzeige von irgend einem Vergehen, einer Steuer-Kon-
travention oder dergl. Er nimmt ohne Weiteres die

«

in
ewordene Mittheilnng als richtig an, und ohne den e-schuldigtenzu vernehmen, erläßt er ein Strafmandat, welches

nach dem gedrucktenFormulare mit den Worten beginnt:
,,Nach der vorstehenden Anklage haben Sie stch der in
derselben bezeichneten Uebertretung schuldig ge-
inacht.« Wir denken, daß der Richter doch erst zu der
Ueberzeugungder Schuld des Angeklagten kommen kann,
wenn er denselben gehörthat, und entweder durch sein
Zugeständniß oder durch Zeu enbeweis die Richti ·

keit der gemachten Anzeige festgetellt hat. Daß diese
Eineige nicht immer richtig ist, beweist der vorliegende

a .

Man wird uns nun einwenden,daß dieseVerfügungja
an sichnur eine provisorischesei, daß sie nur gültig ist, wenn
keine Einspracheerhoben wird. Wir eben das u und legen
der Sache auch nur deßhalbeine edeuiung ei, weil wir
es für nicht zweckmäßighalten, daß der Richter einem Ange-
schuldigtenvon vornherein sagt, er sei schuldigund sichdem
anssetzr, daß der Angeklagte ihn des Jrrthums überführt,
indem er den Beweis liefert, er sei nicht schuldi .

Essmulßnach unserer Meinung der Angekla te so lan e sur nichtschu-

dig erachtet werden, bis der Beweis einer Schuld
geführtworden ist.

Wir glauben, man könnte den bei diesemFormulare im
Auge gehabien gewißanzuerkennenden Zweck der Abkürzung
und Beschleunigungdes Verfahrens eben so gut erreichen,
wenn man dasselbeungefähr in folgender Weise abfaßtei

Nach der vorstehenden Anklage sollen Sie sich
der in derselben bezeichneten Uebertretung
schuldi gemacht haben. Falls von Jhnen
keine Einspracheerhoben wird, wird die
Richtigkeit der Anklage angenommen, und es
wird deshalb auf Grund der (oben angeführtenBe-

stimmungen)eine Geldstrafe von —- Thlr. — Sgr.
— Pf. gegen Sie festgesetztu. s. w-

Es würde dadurch nicht dem Angeklagten gleich von

vornherein, ohne daß man seine Einwendunghört,oder es

ihm auch nur möglichgemacht hat, Einrede zu erheben,
gesagt, daß er der ihm zur Last gelegten Uebertretungschul-
dig sei, und derselbe hätte alsdann keinen Grund, den

betreffendenRichter des Jkkthnms und der einseiti en Auf-
fassung zu zeihen. Aus diesem Grunde würde sicheine

solcheAeuderung gewißsehe empfehlen

Briefkasten.
Herr I. I. in Wickrath. Die Aenderung ngch

reiflicherUeberlegung eingeführtworden. Wenn Sie eine

schriftliche Antwort auf Ihre Anfrage haben wollen, so
müssenSie Jhren Namen deutlicher fchreibeng



Für das mit dem l. Oktober beginnende neue Quartal sei zum
Abonnement bestens empfohlen die

Volks-Zeitung
Organ sur Jedermann aus dem Volke.

Preis vierteljährlichbei allen preuß. Postanstalten 25 Sgr., bei
den andern deutschen Postanftalteii 29 Sgr.

Auflage 35,000 Exemplare.
Die Volks-Zeitung, seit jetzt 17 Jahren die unerschrockene

Vorkämpferin für das Recht des Volkes und die Freiheit
und Einheit des deutschen Vaterlandes, ist auch unter
den durch den lebten Krieg veränderten Verhältnissenihren bis-

herigen Zielen nicht untreu geworden. Sie ist daher unbeirrt

eingetreten »fnrdie Rechte der jetzt mit Preußen vereinigten Län-
der, ohne 1e die Foiderungen der nationalen Einheit aus den

Augen zu lassen. Sie kämpftauch heute noch für die Herstellung
eines das ganze Deutschland umfassenden Bundesstaates und
wird daher den Zusammentritt des norddeutsche-nParlaments als
die Anlbahnungeines solchenmit besonderer Au7nieiksanikeitverfolgen.
Von se an eine Vertreterin des allgemeinen und gleichen-
Wahlrechtes wird sie jetzt bemüht sein, das Volk über die rich-
tige Benußungdesselben auf uklären. Während sie alle diese Fra-
gen täglich in ihren trefflichenLeitartikeln behandelt, bringt sie
außerdem alle politischen Nachrichten rasch und in ge-
drängter, allgemein verständlicherForm. An diesen politischen
Tbeil schließensich Aufsätze an, welche alle nicht politischen
Fragen, die das öffentliche Interesse in Anspruch nehmen,
besprechen, und werden neben den volkswirthichaitlichen Fra-
gen besonders die neuesten Entdeckungen der Wsssenschaft dabei
ihre Beriiclsichtigunafinden. Durch genaue und schnelle Berichte
über die Berliner Fonds- und die Berliner und größeren aus-

wärtigenProduktenbörsensucht sie auch die Ansprüchedes Geschäfts-
mannes zu befriedigen. Die Bersendung von Berlin aus erfolgt
mit den Abend ügen.

Die weite I erbreitung der Volks-Zeitungldurch ganz Deutsch-
land macht sie zu Ankündigungen aller- rt besonders geei net,
die Jnsertionegebiihr beträgt für die gewöhnlicheZeile «3 c-gr.,
für den Arbeitsmarkt sogar nur 2 Sgr., ein im Verhaltnißzu
anderen verbreiteten Blättern, deren Auflage sie um das Doppelte
ja bis um das Drei- und VierfacheübersteigtgewißmäßigerPreis-

Der

,,Bürger- und Bauernfreund«
beginnt mit dein I. Oktober abermals von Gumbinnen aus seinen
Lauf, für den geringen Preis von 4 Sgr. 6 Pf. für das Viertel-

jahr, wofür alle Postanstalten Bestellungeu annehmen.
Herausgeber und Redaktion bleiben die alten, eine Bürgichaft,

daß das Blatt den bis jetzt vertretenen Grundsätzen treu bleiben
wird. Wer in setztger schwerer Zeit das Bedürfniß fühlt, ein

unabhängiges, sreisinniges, deutsches Blatt, welches in volks-
thümlichster Sprache, unerscbüttert durch Beschlagnahmen
und Strafen die nackte Wahrheit bringt, zu verbreiten,

Bnäegiützeuns, «erleichtereuns die schwere und doch gern erfüllte
i t.

Jnsertionensinden für 3 Sgr. die Zeile in ganz Deutschland
die weiteste Verbreitung.

Dis Herausgeber-
Büttlek - Marienhohe. Tit. Käswurtu - Puspern.

Das in Ha y nau jeden Mittwoch und Sonnabend erscheinende

,,Haynauer Stadt-Blattc
redigirt im liberalen Sinne, bringt in jeder Nummer einen

VPUläk geschriebenenLeitartikel, eine kurze für Jedermann ver-

ständlie Uebersicht der Ta esereignisse, provinzielleund lokale

Nachri ten, sowie Original-Novellenund ladet zum Abonnement

ergebenst ein.

Inserate finden in dem »Haynaner Stadtblatt,« welches das

weitverbreitetste Blatt im Kreise ist und weit über die Nachbar-

Für das mit dem l. Oktober beginnende neue Ouartal sei zum
Abonnement bestens empfohlen das

Sonntags- Blatt
für Jedermann ans dem Volke

Begründet von Otto Ruppius.

Herausgegeben von Friedrich Spielhagett.
Erscheint jeden Sonntag in einem Bogen gr. Quart in kle-

gantester Ausstattuiig. Preis vierteljährlichbei allen Buchhand-
-lungen und Postämtern 9 Sgr.

Der Inhalt des Sonntags-Blattes besteht in:

l) Original - Novellen der bewährtesten Autoren, wie
Friedrich Spielhagen, CarlHeigkehAdolfStern,
Friedrich Friedrich, Alfred N eißner, Ludwi
Ziemssen, Maria v. Roskowska, Sophie Verena u. .

2) Einem· fortlaufenden Album von Originalgedichten
oder muttergiiltigen Uebersepuiigisn fremder Poeslen.

B) Schilderungen aus der Zeit, die als Commentare zur
Zeitgeichichtewillkommen ieiii werdet-»

4) Literarischen Besprechungen der vorzüglichereuEr-
scheinungen der deutschen Litteratur.

5) Wissenschaft für’s·t«ebeu, populäre Abhandlungenans
allen Gebieten des Wissens, von den namhaftesten Autoreii

6) Lose Blätter, einer Bliithenlese von kleineren anregenden
Notizen und Lesefrüchtenvon Nah und Fern, aus Vergangen-
heit und Gegenwart

Dieser vielseitige, theils unterhaltende, theils belehrende Inhalt
macht das Sonntags-Blatt zu einer überall willkoinmenen Er-
ganzung zu den politischen Zeitungen und ermöglicht der niedriege
Preis von bierteljahrlich nur 9 Sgr. Jedermann, selbst dein
weniger bemittelten, das Abonnement darauf, wozu es hiermit
bestens empfohlen sein möge.

Die Verlagshandlung von Franz Duncker in Berlin.

kreise hinaus gelesenwird, in Stadt und Land die gewünschteVer-
breitung.

Alle Königlichen Postanstalten nehmen u dein vierteljähr-
— lichen Abonnementspreis von 974 Sgr. Beste ungen an-

Haynau.

D" S
«

·t «
te » oraucr et ung

. (Redakteur: J. Fräntel
beginntmit dem l. Oktober d. J. ein neues bonnement. Sie
vertritt die Interessen des vernünftigenFortschritts, indem

« sie alle Zeitfragen durch Leit- und andere Artikel von die-
sem Standpunkte aus beleuchtet. — Jm Feuilletvn bringt

- sieOriginal-Erzählungen.Gedichte ec. —» Durch einen Fra-
gekasten wird dem Publikum Gelegenheit zu Besprechun-

gen
über gemeinnützigeAngelegenheitengeboten. — Die die-

er Zeitun stets erwiesene rege»TheIanhmeund deren be-
deutender seierkreisverspricht sur Jllserate den günstigsten
Erfolg, worauf die geehrten Jnserenten noch ganz beson-
ders aufmerksam emacht werden.

Wir bitten a e unsereParteigeuossen, auch die, welche
für unsere Stadt kem besonderesInteresse haben, so erge-
benst wie dringend»,das kleine Opfer des Abonnements,
welches bei allen KonigLPost-Anstalten 1074 Sgr. beträgt,
zu bringen, um unsere so viel gemaßregelteZeitung erhal-
ten und uns unsern Kampf erleichtern zu helfen.

Sorau, im September 1866.
Die Expedition der ,,Sorauer Zeitung.«
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Verlag von Alexander Jenas in Berlin. —- Druck von Franz Duncker in Berlin. — Berantwortlicher Redakteur und Herausgehen Dr. Lewinnein in Berlin-


